
Das Konzept der »Just Transition« (des »gerechten 
Übergangs«) hat angesichts der aktuellen Gesund-
heits- und Wirtschaftskrise an Brisanz gewonnen. 
Was würden Sie derzeit als gerecht bezeichnen, und 
inwieweit hat die Pandemie die Voraussetzungen 
für die Just Transition in Deutschland und Frank-
reich verändert?

Philippe Portier Uns ist seit langem klar, dass der 
ökologische Wandel gerecht gestaltet werden muss, da 
andernfalls die Gefahr besteht, dass er in verschiedenen 
Bereichen Konflikte und Brüche hervorruft. Die Corona-
Krise hat die Wahrnehmung vieler Akteure verändert 
und gewisse Grenzen – insbesondere die der Globalisie-
rung – stärker ins öffentliche Bewusstsein gerückt. 
Zwei Faktoren sind meines Erachtens für einen gerech-
ten Übergang unverzichtbar. Erstens setzt er eine 
Solidarität zwischen den Ländern voraus. Wenn wir die 
Ziele des Pariser Klimaschutzabkommens erreichen 
wollen, müssen wir dieser globalen Herausforderung 
mit globalen Antworten begegnen. Dafür bedarf es 
einer Solidarität der am weitesten entwickelten Staaten 
mit den Entwicklungsländern. Zweitens benötigt  
dieser Übergang eine klare Prioritätensetzung und 
Steuerung, eine proaktive Industriepolitik auf national-
staatlicher und europäischer Ebene, sowie wirkungsvol-
le Maßnahmen im Agrar- und Energiesektor. Neben 
den Nationalstaaten sind hier auch die Unternehmen 
in der Pflicht. Durch die Corona-Pandemie ist die 
Finanzierung des ökologischen Wandels komplexer 
geworden. Momentan haben die Bewältigung der 
Gesundheitskrise und die Rettung der Unternehmen 
vor Insolvenzen durch die massive Bereitstellung 
staatlicher Zuschüsse absolute Priorität. Im Anschluss 
daran wird es, vermutlich im Laufe des Jahres 2021, eine 

zweite Phase der wirtschaftlichen Stabilisierung geben. 
Dann werden andere Mechanismen zur Stützung  
der Wirtschaft notwendig sein, bevor schließlich eine 
Phase der Erholung einsetzt, in der es darum gehen 
muss, den Fokus auf ökologischere, grünere Produkti-
onsformen zu richten. Das ist das Paradoxe an der 
derzeitigen Krise: Sie macht die Dinge komplexer und 
birgt gleichzeitig die Chance, einen Neustart in die 
richtige Richtung zu vollziehen. Es gibt zahlreiche 
Handlungsschwerpunkte, über die es sich in diesem 
Zusammenhang nachzudenken lohnt, z.B. Energie und 
Landwirtschaft, die Verkürzung von Lieferketten oder 
die notwendige Anpassung an den Klimawandel.

Wolfgang Lemb Die Antwort auf Ihre Frage hängt 
natürlich immer von der jeweiligen Perspektive ab. Aus 
Sicht der Unternehmen wäre es vermutlich gerecht,  
die Bedingungen für die Profitmaximierung beizube-
halten. Die IG Metall dagegen definiert den gerechten 
Übergang als Herausforderung der Transformation. Die 
Bewältigung dieser Transformation haben wir unter 
ein Label gestellt, das aus meiner Sicht die wesentli-
chen Anforderungen widerspiegelt: »Transformation 
gestalten: sozial, ökologisch und gerecht!«. Wir sehen 
drei wesentliche Treiber dieser Transformationsprozes-
se: erstens den Klimawandel, der den Abschied vom 
Verbrennungsmotor notwendig macht und neue 
Anforderungen an (Elektro-)Mobilität mit sich bringt, 
zweitens die Digitalisierung, und drittens die Globali-
sierung und die damit verbundene Veränderung der 
ökonomischen Zusammenhänge. Ein erfolgreicher 
Übergang hängt von unserer Fähigkeit ab, den Druck 
dieser Treiber abzufedern, Strukturbrüche zu verhin-
dern und den Strukturwandel zu gestalten. Das heißt 
in erster Linie, dass wir Beschäftigung sichern und 
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Beschäftigte für die neuen Technologien qualifizieren 
müssen. Die Corona-Pandemie wirkt hier wie ein 
Brandbeschleuniger. Wir müssen aufpassen, dass sich 
die bereits bestehende massive soziale Schieflage in der 
EU, aber auch weltweit, durch die Pandemie und die 
ökologische Transformation nicht noch weiter ver-
schärft – eine Gefahr, die momentan sehr real gegeben 
ist. Und wir sollten versuchen, die Situation als Chance 
zu begreifen, eine doppelte Rendite zu erzielen. So 
werden derzeit Milliarden öffentlicher Mittel direkt in 
Unternehmen gepumpt, um die ökonomischen Folgen 
der Krise abzumildern. Es wäre geradezu verrückt, dies 
nicht mit den notwendigen Zukunftsinvestitionen in 
neue, klimafreundliche Technologien wie der Kreis-
laufwirtschaft, dem Ausbau der erneuerbaren Energien 
und der Wasserstofftechnologie sowie einer klimascho-
nenden Mobilität zu verknüpfen. Und bei aller Kritik 
im Einzelnen begrüße ich den gemeinsamen Ansatz, 
den Deutschland und Frankreich hier verfolgen.

Vor welchen spezifischen Herausforderungen 
stehen die Kohleregionen in diesem Zusammen-
hang, und sind nur sie von der Frage des gerechten 
Übergangs betroffen?

Wolfgang Lemb In Deutschland hat sich die Kohle-
kommission gerade erst auf das Ziel verständigt, bis 
2038 aus der Kohleverstromung auszusteigen. Diese 
politische Verpflichtung ist wichtig, aber jetzt beginnt 
der eigentliche Prozess: Was machen wir mit den 40 
Milliarden Euro, die für den Strukturwandel zur 
Verfügung stehen? Was heißt das für die drei betroffe-
nen Regionen, also das Mitteldeutsche Revier, das 
Rheinische Revier und die Gebiete in Brandenburg und 
Ostsachsen, wo die Bevölkerung seit Jahrzehnten von 
der Kohle gelebt hat? Wie sieht unser Konzept für die 
Zukunft aus, welche Alternativen sind denkbar? So 
stellt sich beispielsweise Brandenburg, wo es bereits 
eine Wasserstoffinitiative und eine angesiedelte 
Batterieproduktion von Mercedes gibt, die Frage, wie 
daraus eine »Energie-Region der Zukunft« entstehen 
kann. Ich würde die Prognose wagen, dass die nächsten 
fünf bis zehn Jahre stark davon geprägt sein werden, 
diese konkreten Transformationsprozesse in den 
Kohleregionen umzusetzen. Der Erfolg hängt davon ab, 
ob neue industrielle Beschäftigung entsteht und vor 
allem, ob und wie wir die Menschen mitnehmen und 

für die nötige Akzeptanz dieser Maßnahmen sorgen. 
Und natürlich stehen nicht nur die Kohleregionen  
vor den Herausforderungen eines gerechten Übergangs 
– ganz im Gegenteil. Vom Strukturwandel in der 
Auto-mobilindustrie durch den Mobilitätswandel sind 
etliche weitere Regionen betroffen: Niedersachsen, 
Thüringen, große und wirtschaftlich bedeutende Teile 
von Bayern und die High-Tech-Region um Stuttgart in 
Baden-Württemberg. Darüber hinaus das komplette 
Saarland, wo viele Automobilzulieferer angesiedelt sind 
und die Stahlindustrie vor der Aufgabe steht, klima-
neutralen Stahl zu produzieren. Allein im Bereich der 
Metall- und Elektroindustrie stehen durch diesen 
Wandel aktuell rund 200.000 Arbeitsplätze zur Dispo-
sition. An diesem praktischen Beispiel wird deutlich, 
dass die Herausforderungen – zumindest aus deutscher 
Perspektive – noch immens sind.

Philippe Portier In Frankreich, insbesondere in 
Lothringen und im Norden des Landes, hatten wir es in 
der Vergangenheit eher mit Fabrikschließungen zu 
tun, die von gewaltsamen sozialen Auseinandersetzun-
gen geprägt waren. Die Beschäftigten kämpften dabei 
um ihre soziale Anerkennung und forderten die 
Wiederaufnahme der Geschäftstätigkeit. Zum damali-
gen Zeitpunkt befand sich die Wirtschaft in einer 
komfortablen Phase des kontinuierlichen Wachstums. 
Nun hat sich die Lage geändert, was die Dinge kompli-
zierter macht. Um solche Übergänge gerecht und 
demokratisch zu gestalten, muss man die Beschäftig-
ten, die Gebietskörperschaften und die Regionen 
einbeziehen. In einigen der damals betroffenen Regio-
nen hat sich in der Folge eine starke Automobilindus-
trie angesiedelt, die nun selbst zum Wandel 
gezwungen ist. Die Zahl der Arbeitsplätze am Ende 
dieses Prozesses wird in der Automobilbranche nicht 
dieselbe sein wie heute. Es sind also durchaus nicht nur 
die Kohleregionen betroffen. Auch der Agrarsektor wird 
sich tiefgreifend wandeln müssen. Meines Erachtens 
berührt das Thema Just Transition potenziell alle 
Regionen – auch solche, die momentan keine hohe 
wirtschaftliche Aktivität verzeichnen, denn die Karten 
werden neu gemischt, und die Regionen erhalten die 
Gelegenheit, ihre Wirtschaft wieder anzukurbeln. 
Darüber hinaus beobachten wir, dass ein bestimmter 
Personenkreis, für den durch das Arbeiten auf Distanz 
keine Notwendigkeit mehr besteht, in unmittelbarer 
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Nähe der Wirtschaftsstandorte und Metropolen zu 
leben, zur Wiederbelebung wirtschaftlich schwacher 
Regionen beitragen kann.

Welche Zwischenbilanz lässt sich ein Jahr nach  
der Ankündigung des europäischen Green Deals  
hinsichtlich seiner Umsetzung ziehen? Nach  
welchen Kriterien sollten die Mittel des Just Transi-
tion Fund (Fonds für einen gerechten Übergang)  
verteilt werden?

Philippe Portier Ich denke, ein guter Anfang ist 
gelungen. Die auf europäischer Ebene eingerichtete 
Taxonomie erscheint mir sinnvoll, auch wenn sie noch 
verbessert werden kann. Es bräuchte erheblich umfang-
reichere Mittel als die, mit denen der lediglich auf 
bestimmte Regionen ausgerichtete Fonds für einen 
gerechten Übergang derzeit ausgestattet ist, um einen 
systemischen Ansatz zu verfolgen. Hierzu wäre es 
notwendig, dass die EU diese Mittel erhöht, etwa durch 
Aufnahme von Krediten. Auch die Idee einer CO2- 
Steuer an den EU-Außengrenzen ist ein entscheidender 
Baustein für die Finanzierung und den Erfolg des  
Übergangs, ebenso wie eine Erhöhung des CO2-Preises. 
Außerdem müssen erhebliche steuerliche Anreize 
geschaffen werden, die für die Unternehmen jedoch 
vorhersehbar sein müssen. Die staatliche Investitions-
bank Bpifrance, die den Unternehmen finanzielle 
Unterstützung für ihre Exporte anbietet, hat kürzlich 
ihre Kriterien überarbeitet und wird sich künftig 
stärker auf die Unterstützung klimafreundlicher Pro- 
jekte konzentrieren. Diese Politik, die darauf abzielt, 
öffentliche Zuschüsse an Nachhaltigkeitsaspekte  
zu knüpfen, zeugt von einem echten Mentalitäts- 
wandel und könnte auf europäischer Ebene vereinheit-
licht werden.

Wolfgang Lemb Auch wenn wir erst ein Jahr nach der 
Ankündigung stehen, fällt auch meine erste Zwischen-
bilanz positiv aus. Mittlerweile werden weder der  
Green Deal noch die Tatsache in Frage gestellt, dass  
für seine Umsetzung erhebliche Anstrengungen 
notwendig sind. Konkret heißt das für Deutschland, 
dass es seine Treibhausgase um 65% reduzieren muss.  
In den nächsten Monaten sind auf europäischer Ebene  
die praktischen Fragen zu klären: Was heißt dieses  
Ziel im Hinblick auf CO2-Grenzwerte für die Automobil- 

industrie in Europa und für die deutsch-französische 
Wasserstoff-Initiative? Die besten Ideen werden verpuf-
fen, wenn wir nicht europäisch beschließen, eine 
flächendeckende Wasserstoff-Versorgungsinfrastruktur 
aufzubauen. Die Frage der Energiepreise für Verbrau-
cherinnen und Verbraucher sowie Unternehmen muss 
angesichts des internationalen Wettbewerbs neu 
geregelt werden, ebenso wie das Carbon Leakage, die 
Verlagerung von Kohlenstoffdioxid-Emissionen in 
Drittstaaten, wodurch Technologien und Arbeitsplätze 
abwandern. Vor allem müssen die Carbon Border Tax 
und andere Grenzausgleichsmechanismen, welche die 
europäische Industrie und ihre Arbeitsplätze vor 
beispielsweise chinesischen Aktivitäten schützen, 
umgesetzt werden. Zu guter Letzt dürfen sich Deutsch-
land und Frankreich nicht scheuen, auch für strittige 
Themen – wie die Frage der Atomenergie – Lösungen 
zu erarbeiten. Aus meiner Sicht ist die Atomenergie 
aufgrund der ungeklärten Entsorgungssituation keine 
zielführende Zukunftstechnologie. 

Hinsichtlich des Fonds für einen gerechten Übergang 
sind auch wir uns im »Bündnis Zukunft der Industrie«, 
einer Initiative der Wirtschaftsverbände und der 
Industriegewerkschaften, darin einig, dass die geplan-
ten Mittel nicht ausreichen werden. Zunächst sind 
Konzepte für einen erfolgreichen gerechten Übergang 
zu entwickeln, damit davon ausgehend Kriterien  
für die Verteilung der Mittel erarbeitet werden  
können. Dabei ist die Einbeziehung der Gebietskörper-
schaften und Regionen essenziell, damit am Ende 
tatsächlich ein konkreter Nutzen für die betroffenen 
Menschen entsteht. Modelle müssen durch struktur-
politische Initiativen in den Regionen entwickelt 
werden. Die IG Metall hat daher Pilotregionen definiert, 
deren Erfahrungen als Modellprojekte des gerechten 
Übergangs dienen sollen. Hierzu gehört neben der 
Region »Südost-Niedersachsen« oder der Region um 
Regensburg auch das gesamte Saarland. In den Pilot-
regionen werden derzeit »Regionale Innovations- 
cluster« mit Weiterbildungsverbänden und anderen 
regionalen Stakeholdern eingerichtet.

Philippe Portier Die Frage der Atomenergie ist nach 
wie vor in Frankreich umstritten. De facto hat unser 
Land nicht unbedingt die Wahl: Über 80% des französi-
schen Stroms stammen noch aus Atomkraft, ein 
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kompletter Ausstieg ist deshalb undenkbar. Daher wird 
die Debatte in Frankreich zwangsläufig anders geführt 
als in Deutschland. Im historischen Vergleich fällt die 
Bilanz der Kernenergie unter wirtschaftlichen Gesichts- 
punkten mit Blick auf den CO2-Ausstoß und die Zahl 
der Todesopfer deutlich besser aus als die der Kohle. Das 
bedeutet jedoch nicht, dass man diesen Weg unbedingt 
weiter beschreiten sollte. In einigen Jahren wird die 
Frage der Atomkraft in der öffentlichen Debatte neu 
gestellt werden, denn die französischen Kernkraftwerke 
sind zum Teil überaltert und man wird sich für oder 
gegen den Bau neuer Atommeiler entscheiden müssen. 
Momentan ist die Mehrheit der französischen Bevölke-
rung für die Beibehaltung der Kernkraft. Daraus lassen 
sich jedoch keine Rückschlüsse auf den möglichen 
Ausgang einer künftigen nationalen Atomkraftdebatte 
ziehen. Ein besorgniserregender Faktor in der Energie-
gleichung, der meines Erachtens unsere Aufmerksam-
keit verdient, sind die seltenen Erden, die als Ressource 
für die Gewinnung erneuerbaren Energien gebraucht 
werden und über welche die EU keinerlei direkte Hand- 
habe hat. Ihre Mitgliedstaaten verfügen nicht über 
diese Rohstoffe, die nur in wenigen Ländern – unter 
anderem China – vorkommen. Ökologische Überlegun-
gen sprechen ebenso wie ökonomische zwar für die 
erneuerbaren Energien, da es mittlerweile einen klaren 
Preisvorteil gegenüber der Atomkraft gibt. Der strategi-
sche Gedanke der Energieunabhängigkeit bleibt jedoch 
relevant und spricht für die Nutzung der Kernenergie. 
Die Debatte ist also komplex und lässt sich nicht auf ein 
einfaches Pro und Contra reduzieren. Nichtsdestotrotz 
ist es wichtig, dass Frankreich den Anteil der Atom-
energie an seinem Strommix weiter senkt und in die 
beste Energiequelle überhaupt investiert – die Energie-
effizienz. Außerdem sollte das Recycling stärker geför-
dert werden, insbesondere mit Blick auf bestimmte 
Materialien wie die seltenen Erden.

Welche konkreten deutsch-französischen Projekte 
sollten im Rahmen der Konjunkturprogramme 
unterstützt werden, um den sozialen und wirtschaft- 
lichen Wohlstand aufrechtzuerhalten, ohne die ambi- 
tionierten Klimaschutzziele zu vernachlässigen?

Wolfgang Lemb Es gibt einige Projekte, die in die 
richtige Richtung gehen, wie etwa die Europäische 
Batterie-Allianz, die auf eine deutsch-französische 

Initiative zurückgeht. So haben beispielsweise die 
Konzerne Groupe PSA, Opel, Total und Saft das Joint 
Venture »Automotive Cells Company« (ACC) gegründet 
und werden künftig in Nordfrankreich und Kaiserslau-
tern Batteriezellen produzieren, wodurch schätzungs-
weise 2.500 neue Arbeitsplätze entstehen werden. 
Emmanuel Macron spricht in diesem Zusammenhang 
gerne vom »Airbus der Batteriebranche«. Ein weiteres 
gelungenes Beispiel ist die deutsch-französische 
Kooperation beim Thema Wasserstoff, wo sich die 
Deutsche Energie-Agentur (dena) und die französische 
Agentur für die Energiewende (ADEME) zumindest  
auf ein gemeinsames Vorgehen, eine Zielbeschreibung 
sowie auf ein Investitionsvolumen einigen konnten. 
Jenseits dieser klimapolitischen Initiativen sind die 
positiven deutsch-französischen Impulse hervorzu-
heben, welche die strategische Autonomie der europä-
ischen Industrie fördern, beispielsweise durch  
die Entwicklung der europäischen Cloud GAIA-X oder 
durch die CLAIRE-Initiative zur Abstimmung von 
KI-Aktivitäten.

Philippe Portier Da eine Einigung der 27 Mitgliedstaa-
ten häufig schwerfällt, können Initiativen der beiden 
stärksten europäischen Volkswirtschaften positive 
Entwicklungen innerhalb der EU anstoßen – das ist der 
Grundgedanke des deutsch-französischen Tandems. 
Insbesondere gemeinsame Projekte mit erheblichem 
Investitionsbedarf – etwa auf den Gebieten der Quan-
teninformatik und der Cybersicherheit oder im Bereich 
der Wasserstofftechnologie, wo es bereits eine deutsch-
französische Kooperation gibt – könnten dadurch ins 
Auge gefasst werden. Empfehlenswert wäre in jedem 
Fall die Einrichtung eines gemeinsamen Organs für 
industriepolitische Richtungsentscheidungen. So gibt 
es bereits eine Arbeitsgruppe der französischen Ge-
werkschaften, die über Fragen der Industriepolitik und 
der deutsch-französischen Zusammenarbeit der 
Regierungen nachdenkt. Die Wirtschaftsminister 
unserer beiden Länder sollten sich auch auf die Arbeit-
nehmervertreterinnen und -vertreter stützen. Das 
könnte einen gerechten und demokratischen Übergang 
erheblich erleichtern.
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